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Beiblatt ZUr ParlamcntskorresJ,Jondanz. 30.Dezember 1947. 

A n f r,a g e b e a n, t w l'\ r tun g., 

Die Gewährung von Teuerungs- und Risikozuschlägen 
auf die r.ruttOP!@.mien für Versicherungen. 

In schriftlicher Beantwnrtung der Anf;rage der Abg.Ing.S c h um y, 

M a y r h e f e 1', Gas s n e, l' und Genossen vom 5.November 1~47, betreffend 

die Gewährung v~n Teuerungs- und RisikQzuschlägen auf die r.ruttnprämien für 

Versicherungen, teilt Bundesminister für Fino.nze11 Dr. Z i mm e r man n mit ~ 

1,.) Die V,ersicherungsunternehmungen in Öster'reich haben ihren durch den Krieg 

und 'seine Folgen zerrütteten tetrieb in verhältnismässig kurzer Frist wieder 'im 

wesentlichen in geordnete Dahnen zUl'Ückleiten können. Sch~n seit länE'ierer,Zeit 

werden di~ Versic'herungsleistungen in allen Versiche~ungszweige'n - mit Ausnahme 

von Leben-sV6:tt*icherungen, die vor dem l.Jänner 1946 abgeschlossen 1VUrden und bei 

denen das Schicksal der Dei Kriegsende noch vorhandenen DeckungsrUcklagen rioch 

ungewiss ist .. im vollen Umfange er'8racht, ~bwohl auch bei den Versicherungsge­

sellschaften ein be~chtlicher Teil ihrer flüssigen Mittel d~n Sperrverfüg~ngen 

des Schillinggesetzes unterworfen wurde. Die Ges'ellschaften konnten auch da~ Gleich ... 

gewioht zwisohen'den Pränieneinnahmen einerseits und den Versicherungsleistungen 

j und Verwaltunaskosten , " ~ , 
andererseits l1auernd aufre,chthalten, solange sich die berechtigten Lohnerhöhungen 

ihrer Angestellten noch mit der 11ur langstim ansteigenden ,Prämienainnahme in Einklang 

bringen lie~sen. 

Das Preis ... und' Lohnabkommen vom 3l~Juli 1947 hat eine starke und plötzliqhe 

Erhöhung der Unkosten der Gesellschaften zur Ftllge gehabt, ohne' dass gleichzeitig 

eine .0eokung des entstehenp.en Mehraufwandes duroh entsprechende Erhöhung der Prämien,;,. 

einnahmen vorhanden gewesen wäre~ Eines~lche Prämienerhöhung hat nämlich die An­

passung des Versicherungsbestandes an du Preis .. undWertgefüge zur Voraussetzung 

und lässt sich nicht mit eineinSchlage'durohführen. Der Gedanke, sämtliche 

Versicherungssummen und damit auch sämtliche ?rämien durch behördliche Verfügung 

nach einem bestimmten Schlüssel zu erhöhen) erweist sich als nicht durchführbar, 

'da der bis herige, Umfang desVersich-erungsschutzes ul'!-d die Werterhöhung der einzelnen 
, . 

versicherten Gegenstände einen einheitlichen Aufwertungsmassta~ nicht zu+a.ssen., 

Eine selche behördliche Verfügung hätte bei den Versicherten den Eindruck 

erwecken müssen, nunmehr ausreichend versichert zu sein, während nur ein Zustand 

von Über ... und Unterversicherungen entstanden wäre; die Behö,rrie hätte sich damit 

berechtigten Vorwürfen der Versicherungsnehmer 'ausgesetzt. 

Das Gleichgewioht zwisohen den Einnahmen und Ausgaben, das zur Sicherung 

eines geordneten Betriebes und vollwertigen Versicherungsschutzes unerläs,slich ist) 

lässt sioh unter den gegebenen Verhältnissen nur im Wege einer Erhöhung der 

Einnahmen erreichen .. Massnahmcm auf der Ausgabenseite sind sehr oescheidene 
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Schranken gesetzt, da die Versicherungsgesellschaften derzeit nicht 'hloss die bis­

herige Verwaltung, sondern ~ie erhebliche Mehrarbeit, die sich aus der planmässigen 

Anpassung des Versicherungsbestandes an das nunmehrige Preisgefüge ergibt, bestreiten 

müssen. :Un Personalabbau kommt schon aus dies~m Grunde nicht in Frage; der Sach­

aufwand wird im Zuge der Umstellungsarbeiten, die zusätzliches Material, . _!, 

Porto usw. erfordern, erheblich ansteig~n. 

Um also die Prämieneinnahmen wieder auf jenen Stand zu bringen, der ausreicht, 

die erhöhten K.,sten zu" tragen, wird der Versicherungsbestand: dem neuen Preisgefüge 

angepasst werden müssen. Die Umarbeitung von Dunderttausenden von Versicherungsverträ­

gen kann nur duroh neue Vereinbarungen rui t den Versicherungsnehmern erfolgen •. 

Es bleibt nur der Weg ~ffen, von den Versicherten einen einmaligen Beitrag.in 

Form eines einmaligen Teuerungszuschlages einzuferdern. Nach eingehender Prüfung 

der Sachlage "Nurde dieser Teuerungszuschlag im allgemeinen mit 25 ,%, für einz81ne 

Versicherungszweige, wo besondere Verhältnisse vorliegeri J nur mit 15 % einer Jahres­

prämie festgesetzt, um die Belastung der Versicheru.ngsnehmerdurch diesen Zuschlag sr; 

gering als möglich zu halten. Dem Prinzip d"r Gefahrengemeinschaft aller Versicher­

ten entspricht es, dass jeder einzelne Versichert.} gleichmässig nach dem Masstabe 

se in8r Pri.imien diesen Bei trag leistet und 'das s die .2:inhebung des. Teuerungszuschlaj;8s 

nicht in das Relieben der einzelnen Gesellsohaften gestellt wird, sendern ihnen 

gleicb.illtü;sig zur Pflicht gemacht wird, um einem unlauteren Wettbewerb zwischen den 

Ge;ellschaften vorzuje~gen. 

Die Vorschreibung eines Risikozuschlages bei Ha.ftpflichtversicherungen insolange, 

als diese nioht auf den neuen, den geänderten Ve~hältnissen bereits Rechnung tragen~ 

den Tarif umg.;stellt sind, findet seine Berechtigung in dem Oharakter der Haftpflicht ... 

versicherung als Zrstrisik6versicherung, die für den Einwand einer allfälligen Unter­

versicherung dem Versicherungsnehmer g3genüber keinen Raum lässt. Es ist klar, dass 

.- trotz an und für sich gleichgebliebener ohjektiver und subjaktiver ~efahrlage -

~ci'unveränderten Verträgen der Schadensprozentsatz w8s~ntlich steigen muss, weil 

bei jedem einzelnen Teilschadelt und Teilschäden sind die weitaus überwiegende 11e'hr­

zahl aller IIaftpflichtschäden ,·zufblg3 der geänderten Pr:eisverhältnisse ein wesent­

lich höherer Prozentsatz der Versicherungss~e ausgeschöpft wird als früher. 

Diese Neuordnung des Versicherungsbetriebes ist für die sichere Erhaftung des 

Versicherungsschutzes sämtlicher Versicherter von lebenswichtiger Bedeutung, da 

ein Betrieb, dessen Unk~sten, selbst wenn sie auf das äusserste herabgedrückt werden, 

die in den normalen Prämien enthaltenen Zuschläge weit übers teigen, schliess lieh die 

Mittel, aufzehren muss, die zur BestreituXl,ß der Versicherungsleistungell dienen sollen., 

der Versicherungsschutz daher durch eine s~lche Gebarung ernsthaft gefährdet würde. 

Ein8 behördliche Massnahme war zur Beseitigung dieses Misstandes und seiner ,den 

VersicherLm dr"henden Folgen unbedingt ~er.oten. 
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2.) Die recht liehe Grundlage für solche behördliche 1f...assnah!nen stellt das 

geltende V8rsicherungsaufsichtsgesetz dar, das in den §§ 81 und 81 a die Ver­

sicherungsaufsichtsbehörde für solche Fälle zu Massnahmen ~~ächtigt,die auch 

in die Rechte aus, bestehenden Versicherungsverhältnissen eingreifen können. 

Wenn die Versicherungsaufsichtsbehörde nach pflichtgemä.ss~rPrüfung der Verhältnisse 

zu del',tt'berzeugung kommt; dass solche Eingriffe zur Wahrung der Interessen qcr 

Versicherungsnehmer ge~~ten sind, so ist sie nicht allein berechtigt sondern s~gar 

verpflichtet, die ihr geboten erscheinenqen Mas,snahmen zu treffen. 

Da diese' Voraussetzungen im vorliegenden Falle gegeben waren, wurde nach 

Anhörung der tundeswirtschaftskammer die Anordnung zur ~Einführung eines ,Teuerungs­

zuschlages, zunächst für die Sach- und Vermögenss~hadensversicherung/getroffen; 

eine entsprechende Massnahme ist auch in der Lebensversicherung verfügt worden! wo 

die Verhältnisse infolge der Bes onderheiten dieses Vcrsicherungs~weiges noch weit 

verwicielter) liegen, weil die Wertl!i.npassung in der Lebensversicherung erfahrungs­

gemäss weitaus ,langsamer als in der Schadensversicherung vor sicht geht. Es muss 

auch damit gerechnet werden, dass in der Le\ensversicherung - im Gegensatz zur 

Schadensversicherung - die Binhel.:u.ng eines einmaligen Zuschlages noch nicht zur 

Herbeiführung eines befriedigenden Zustandes genügen wird. 

I,n diesem Zusammenhange sei ,darauf hingewiesen, dass auch nach dem ersten Wel t­

krhge die sic~ damals gleichfalls entwickemnde' Regienot der V,ersicherungsgesell­

schaften die Versicherungsaufsichtsbehörde, die damals dem Staatsamt für Inneres und 

. Unterricht eingegliedert war, veranlasste 1 den Versicherungsgesellschaften zu ge­

statten, Prämienzuschläge einzuheben; diedamais als ausserordentliche Verwaltungsge-' 

bühren bezeichnet wurden. Die Anordnung erfolgte' auf Grund des kriegswirtschaft1iche:r; 

Ermächtigungsgesetzes zunächst mit Vollzugsanweisung vom l5.Dezember 1919, St.G.Bl. 

Nr.554/l9,und weiters mit der Vollzugsanweisung vom '5.Juli 1920, St.G.Bl.Nr.282/20. 

und sah in der SahadensvGrsicherung zunäohstei:'l.en Prämienzuschlag von 15 % und dar..n . ' 

eine ausserorüentliche VerwaltUl1gsgebühr von 25 % vor. ,Zum Unterschied von heute 

waren aber dies~ misserr:rdent1ichen Verwaltunesgebühreneine dauernde Einrichtune, 

während nunmehr'der Teuerungszuschlag nur einmalig einzuheben ist .. 

3 .. ) Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, dass die ~inführungdes 
Teuerungszuschlages in der gewählten Form durch die gegebenen Umstände unl~edingt 
geboten war. Da dieset einmalige Zuschlag gleichmässig auf sämtliche Versichert.G'n 
umgelegt wird 7 ist keine Gruppe bevorzugt oder benachteiligt. Er bedeutet für die 
Versicherten-keine Schädigung s~ndern eine Sicherungsmassnahme, durch welche die 
geordnete Weiterführung des 6etriebes der Versicherungsunt,ornehmungen und damit 
der oevertragsrnässige Versicherungsschutz gewährleistet wird. 
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